
AZ 4410 Liestal | Nr. 142
190. Jahrgang | Fr. 3.50
bzbasel.ch

Dienstag, 21. Juni 2022

Abonnemente Telefon: 058 200 55 05, E-Mail: abo@bzbasel.ch Inserate Telefon: 061 927 26 70, E-Mail: inserate@bzbasel.ch Internetwww.bzbasel.ch
RedaktionBasel Telefon: 061 555 79 79, E-Mail: redaktion@bzbasel.ch Redaktion Liestal Telefon: 061 927 26 00, E-Mail: redaktion@bzbasel.ch

Kommentar

Fehl am
Platz
In SachenKlimaschutz nimmt der
Kanton Basel-Stadt schweizweit eine
Vorreiterrolle ein. Nur scheint er sich
seiner Sache etwas zu sicher zu sein.
Es sei seine Aufgabe, die Klimage-
rechtigkeits-Initiative umzusetzen
und eine Strategie zu entwerfen. Das
sagte der neue Leiter der kantonalen
Fachstelle Klima im Interviewmit der
bz auf die Frage, was er eigentlich
mache. DerHaken: Das Basler
Stimmvolkmuss, voraussichtlich in
diesem Jahr, erst noch über diese
Initiative abstimmen.Die Basler
Klimagerechtigkeits-Initiative ver-
langt, Netto-Null bis 2030 zu errei-
chen. Demgegenüber steht der
regierungsrätlicheGegenvorschlag,
welcherNetto-Null bis 2040 vorsieht.
Der Bundesrat erachtet Netto-Null bis
2050 als realistisch.

In seiner Argumentation, das Ziel
Netto-Null zu erreichen, sei unbestrit-
ten,mag das Präsidialdepartement
richtig liegen. Auch darin, dass es sich
umeine Frage der Zeit handle, bis
wann dieses Ziel erreicht werden soll.
Dass also hinter denKulissen bereits
Vorbereitungen getroffenwerden für
die Umsetzung der Klimagerechtig-
keits-Initiative,mag aus politischer
Sicht durchaus sinnvoll sein.

In der Verwaltungsarbeit hingegen
einen Volksentscheid vorwegzuneh-
men, sorgt verständlicherweise für
Empörung, egal wieman zuNetto-
Null und demZeitpunkt der Umset-
zung steht. Bei allemVerständnis für
politische Voraussicht: Diese Vorein-
genommenheit ist fehl amPlatz.

Nora Bader
nora.bader@chmedia.ch

Fifa-Prozess
Macht,Millionen
undMännerfeind-
schaften: Eine
vorläufige
Bilanz. Schweiz

Kulturpreis
Riehen ehrt die
42-jährige Filmerin
Anna Thommen für
ihr dokumentarisches
Schaffen. Kultur

DieNationalbankfinanziertein
umstrittenesLehrmittel
DieGeschäfte der ZürcherMaskenmillionäre sind jetzt Schulstoff – und das dank derNationalbank.

PascalMichel

Die Juristen sind sich noch uneins, ei-
nigeÖkonomenhingegenhabenschon
entschieden:Dieumstrittenenundmil-
lionenteuren Maskengeschäfte der
Jungunternehmer JaschaRudolphi und
Luca Steffen gelten eher nicht als Wu-
cher. So jedenfalls steht es imLehrmit-
tel,mit demGymnasiastinnenundBe-

rufsmaturandenetwasüber«Ethikund
Moral in der Marktwirtschaft» lernen
sollen– auch anhand des Fallbeispiels
der Maskenmillionäre. Beantworten
müssen die Schülerinnen und Schüler
etwa die Frage, ob der Tatbestand des
Wuchers nach Obligationenrecht er-
füllt ist. Die Antwort: «Insgesamt liegt
wohl keineÜbervorteilung lautObliga-
tionenrecht vor. Die bezahlten Preise

lagen in keinem Fall ausserhalb der
Weltmarktpreise und innerhalb des
vom Bund selbst definierten Preisrah-
mens.»

Entwickelt hat das Fallbeispiel der
ÖkonomPeterEisenhut imAuftragder
Schweizerischen Nationalbank (SNB).
Es fandEingang indasbesagteLehrmit-
tel Iconomix, finanziert von der SNB.
Sie stellt dafür jährlich 700000 Fran-

ken bereit. «Die aktuellen Fallstudien
tragen dazu bei, das Interesse der Ler-
nenden an wirtschaftspolitischen Dis-
kussionen und den entsprechenden
politischen Entscheidungen zu we-
cken», sagt SNB-SprecherFabioSonde-
rer. Dass darin Urteile vorweggenom-
menwürden, bei denen die Justiz noch
nicht soweit ist, stört dieNationalbank
jedenfalls nicht. Wirtschaft

An schönenWochenenden sind die Baselbieter Passstrassen voller Motorräder. Der Ärger über den Lärm hat
allgemein abgenommen, ist aber nicht überall verschwunden. Region Bild: Juri Junkov

DröhnendeMotorenaufkurvigenStrassen

Vergewaltigungals
MittelderVertreibung
Ukraine-Krieg Empörend, aber leider
wahr: In fast jedemKriegwerdenFrau-
en vonSoldatendesGegners vergewal-
tigt. Im Ukraine-Krieg kommt es auch
zu «öffentlichen» Vergewaltigungen,
wie die ukrainische Genderforscherin
Marta Havryshko sagt: Russische Sol-
daten zwingen Familienmitglieder und
Nachbarn, beim sexuellen Missbrauch

zuzuschauen. Vergewaltigungen sind
laut ihr ein Mittel der Vertreibung. Für
sie war das einer der Gründe, ihre Hei-
matzuverlassen.SieflohindieSchweiz,
wo sie anderUni Basel ihreArbeit fort-
setzt. Für die Ukrainerinnen in der
Schweizseieswichtig,einfachzuerfah-
ren, wo sie Hilfe bei erlebter sexueller
Gewalt erhalten. (chm) Ausland

GewerbeverbandkritisiertVorgehen
inderBaslerKlimapolitik
Basel-Stadt SeineAufgabe seidieUm-
setzungderKlimagerechtigkeitsinitia-
tive. Das sagte der Leiter der neuen
Fachstelle Klima, Till Berger, im Inter-
view mit dieser Zeitung von gestern.
Die Initiative verlangt Netto-Null bis
2030undkommtvoraussichtlichnoch
in diesem Jahr zur Abstimmung. Ihr
gegenüber steht ein Vorschlag der Re-

gierung; Netto-Null bis 2040.DerGe-
werbeverbandBasel-Stadt stört sichan
den Aussagen Bergers und spricht von
einer «alarmierenden Entwicklung im
Präsidialdepartement». Die Kritik des
Gewerbeverbands: «Von Demokratie
und rechtsstaatlichen Abläufen hält
manhier offenkundignicht allzu viel.»
(no) Kommentar oben rechts Region

Lachgas:Baselwill nur
denVerkaufverbieten
Partydroge Im Umgang mit Lachgas
fordert Basel-Stadt strengere Regeln.
Der Verkauf als Rauschmittel soll ver-
botenundmithohenBussenbelegtwer-
den. Von einer Verankerung im natio-
nalen Betäubungsmittelgesetz will das
BaslerGesundheitsdepartementnichts
wissen.Genaudies fordert einVorstoss
derSVP,derdemnächst imGrossenRat
zur Abstimmung gelangt. (haj) Region

Prinz William
DerHoffnungs-
träger der
britischenMon-
archiewird 40
Jahre alt. Ausland
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Mit 2022 ist gut
Kirschenessen
Obst Die Schweizer «Chriesi»-
Produzenten frohlocken: Der
Schweizer Obstverband rechnet
miteinem«hervorragendenKir-
schenjahr», wie er gestern mit-
teilte. Die Produktion sei bereits
in vollem Gang. Die Bevölke-
rung dürfe sich über 2500 Ton-
nen «qualitativ herausragen-
der» Kirschen freuen. Damit
liegt die Ernte 25 Prozent über
dem Durchschnitt der vergange-
nen fünf Jahre. Die Wertschöp-
fung der hiesigen Kirschenpro-
duktion hat sich in den vergan-
genen 20 Jahren verdoppelt und
beträgt heute rund 20 Millionen
Franken. Der Selbstversor-
gungsgrad beträgt laut Obstver-
band rund 50 Prozent.

Trotz erfreulicher Nachrich-
ten kann es der Obstverband
nicht lassen, die Probleme her-
auszustreichen, unter denen die
Branche leide – von den neuen
Schädlingen bis zu den Wetter-
extremen, die etwa 2017 und
2021 für «erhebliche Ernteaus-
fälle» sorgten. Das Fazit des Ver-
bands an die Adresse der Politik:
Es bedürfe «massiver Investitio-
nen» für einen wirtschaftlichen
Pflanzenschutz. (abi)

Neue Jobplattform
fürFlüchtlinge
Informatikermangel Noch nie
seit dem Zweiten Weltkrieg ha-
ben so viele Menschen auf der
Flucht Schutz in der Schweiz ge-
sucht wie in den letzten Mona-
ten. Für viele von ihnen ist eine
Arbeitstätigkeit ein wichtiger
Schritt für die Integration und
um Stabilität zu finden. Nur: Bei
der Stellenvermittlung harzt es.
Bei den Regionalen Arbeitsver-
mittlungszentren (RAV) meldet
sich nur ein Bruchteil der Betrof-
fenen und die Jobsuche auf eige-
ne Faust hat auch ihre Tücken.
Damit soll Schluss sein. Eine
neue Jobplattform für den IT-Be-
reich soll die Stellensuche ver-
einfachen. Ins Leben gerufen ha-
ben sie der Wirtschaftsverband
im ICT-Bereich Swico, die Pro-
grammierschule Powercoders
sowie die Zürcher Agentur Two-
fold. Die Plattform richte sich an
alle Menschen, die in die
Schweiz geflohen seien und eine
Arbeitserlaubnis hätten. Trotz
starkem Fokus auf den Krieg in
der Ukraine dürfe nicht verges-
sen gehen, dass auch Menschen
aus vielen anderen Ländern flie-
hen würden. «Ziel dieser Aktion
ist es, Menschen auf der Flucht
eine neue Perspektive geben zu
können, indem wir ihnen zei-
gen, dass ihre Fähigkeiten in
unserem Land nachgefragt und
geschätzt werden», hält Swico-
Chefin Judith Bellaiche fest.
Kommt hinzu: Der Fachkräfte-
mangel in der IT-Branche ist seit
geraumer Zeit eine grosse Her-
ausforderung.

Die Programmierschule Po-
wercoders konnte ihren Ansatz
bereits letzte Woche vor den
Medien präsentieren. Wie Ge-
schäftsführerin Bettina Hirsig
erklärte, absolvierten die Ge-
flüchteten zunächst eine drei-
monatige IT-Weiterbildung. Da-
nach werden sie an einen der
140 Partnerbetriebe für ein
Praktikum mit Aussicht auf Fest-
anstellung vermittelt. (rwa)

Abgeschlagen:DieSchweizbelegtnurRang23von28
Beim Zu- und Ausbau von Solar- und Windenergieproduktionsanlagen gibt es hierzulande grossen Nachholbedarf.

PascalMichel

Solar- und Windstrom sind die
Lösung für die Energiewende:
So sieht es zumindest die
Schweizerische Energie-Stif-
tung (SES). Doch beim Ausbau
der beiden erneuerbaren Ener-
gieträger ist die Schweiz im Ver-
gleich zu den 27 EU-Staaten
nicht wirklich auf Kurs, wie eine
neue Kurzstudie der Stiftung
zeigt. Sie führt diese Unter-
suchung seit zehn Jahren durch.
Bereits in den Vorjahren belegte
die Schweiz Plätze auf den hin-
teren Rängen.

Im Jahr 2021 ist es nicht an-
ders: Bei der Pro-Kopf-Strom-
produktion aus Solar- und
Windenergie belegt die Schweiz
innerhalb Europas nur gerade
Platz 23 von 28 – und platziert
sich damit knapp vor Ungarn,
Tschechien, Slowenien, der Slo-
wakei und Lettland. «Nur gera-

de 5,6 Prozent des Stromver-
brauchs werden hierzulande mit
den beiden neuen erneuerbaren
Technologien erzeugt. In Däne-
mark sind es rund 53 Prozent»,
schreiben die Studienautoren.

DieNiederlandesind
neuerSolar-Spitzenreiter
Zwar nimmt die Solarstrompro-
duktion in der Schweiz seit 2010
stetig zu, wie auch die Energie-
stiftung festhält. 2021 wuchs sie
gegenüber dem Vorjahr um ins-
gesamt 484 Gigawattstunden
respektive um 43 Kilowattstun-
den pro Einwohnerin und Ein-
wohner. Im Vergleich liegt die
Schweiz aber damit noch immer
im europäischen Mittelfeld.

Vor allem der Ausbau der
Windkraft stagniere hierzulan-
de – ganz zum Missfallen der
SES. Denn die Windkraft «lie-
fert vor allem wichtige Energie
im Winter, wenn die Solarener-

gie, aber auch die Wasserkraft
weniger Strom produzieren kön-
nen.» Aber auch bei der Solar-
energie werde die Schweiz von
nördlich gelegenen EU-Staaten
mit weniger Sonneneinstrah-
lung deutlich übertroffen.

Spitzenreiter beim Solar-
strom sind neu die Niederlande,
die jüngst Deutschland an der
Spitze ablösten. «Beide Länder
produzieren also mehr als ein-
einhalbmal so viel Strom aus
Sonnenenergie pro Kopf als die
südlicher gelegene Schweiz, wo
insbesondere in alpinen Regio-
nen sehr hohe Einstrahlungsver-
hältnisse herrschen.»

Das schlechte Abschneiden
der Schweiz steht laut der Stif-
tung im Kontrast zum grossen
Potenzial, das im Land vorhan-
den wäre. «Schätzungen des
Bundesamts für Energie kom-
men zum Schluss, dass das aus-
schöpfbare Solarstrompotenzial

auf und an Gebäuden in der
Schweiz rund 67 Terawattstun-
den im Jahr beträgt. Dies über-
steigt sogar den gegenwärtigen
Stromendverbrauch von 55 bis
60 Terawattstunden pro Jahr.»

Letztlich ist eswie immer
eineFragedesGeldes
Hinzu kämen weitere Fotovol-
taikpotenziale auf Infrastruktu-
ren wie Staumauern und Stau-
seen, Lärmschutzwänden oder
auf Parkplatzüberdachungen.
Auch die Windkraft könne wei-
ter ausgebaut werden. Der nöti-
ge Ausbau, sollte erneuerbare
Energie in der Schweiz dereinst
die wegfallenden AKW ersetzen,
ist beachtlich: Bis 2035 müsste
zwölfmal mehr Strom aus Sonne
und Wind produziert werden als
heute. Das Problem gemäss SES:
Die Preise, die Besitzer einer So-
laranlage erzielen, würden stetig
sinken. Investitionen in Solar-

strom könnten also riskant sein.
Hier macht die Energiestiftung
Druck, damit die «Investitions-
risiken» für neue Solaranlagen
abgefedert werden.

Aktuell diskutiert die Ener-
giekommission des Ständerats
über eine Revision des Energie-
gesetzes. Felix Nipkow, Co-Lei-
ter Fachbereich Klima und er-
neuerbare Energien bei der SES,
sagt: «Um den Investitionsstau
im Ausbau der erneuerbaren
Energien aufzulösen, braucht es
eine Absicherung gegen volatile
und tiefe Strompreise.» Sprich:
Ohne Subventionen macht die
Branche nicht vorwärts. Konkret
fordert die Energiestiftung für
grosse Solaranlagen sogenannte
«gleitende Marktprämien», wel-
che Investoren Gewinn verspre-
chen und gleichzeitig vor Verlus-
ten schützen, und für kleinere
Anlagen «kostengerechte Rück-
liefertarife».

MaskenmillionäremachenSchule
Wucher oder nicht? Der Fall der Zürcher Jungunternehmer ist nun auch Schulstoff – dank der Nationalbank.

PascalMichel

Die Zürcher Staatsanwaltschaft
III für Wirtschaftsdelikte beugt
sich derzeit über die millionen-
teuren Maskengeschäfte der
Jungunternehmer Jascha Rudol-
phi und Luca Steffen. Sie prüft,
ob es sich bei einem Preis von
9.90 Franken, den deren Firma
Emix Trading bisweilen für eine
einzige FFP2-Maske verlangte,
um Wucher handelte und ob ge-
nügend Verdachtsmomente be-
stehen, um Anklage zu erheben.

Der Fall der Maskenmillio-
näre, der zu Beginn der Corona-
pandemie hohe Wellen warf, hat
mittlerweile die Schulzimmer
erreicht. Für Gymnasiastinnen
und Berufsmaturanden stellt die
Schweizerische Nationalbank
(SNB) in ihrem Bildungsangebot
Iconomix Arbeitsmaterialien
zum Thema «Ethik und Moral
in der Marktwirtschaft» zur Ver-
fügung – veranschaulicht am
Fallbeispiel der Maskendeals
der Emix Trading und der «mo-
ralischen Empörung über Kri-
sengewinnler».

Nationalbankzahlt
700000Frankenpro Jahr
Die Aufgaben, welche die Schü-
lerinnen und Schüler im Wirt-
schaftsunterricht zu lösen ha-
ben, sind umfassend. Nicht nur
die Bewertung des Tatbestands
Wucher nach Obligationenrecht
Artikel 21 steht im Fokus. (Ant-
wort: «Ein offenbares Missver-
hältnis zwischen Leistung und
Gegenleistung kann wohl ver-
neint werden.») Auch andere
Fragen sind Teil des Arbeits-
blatts, wie etwa ab welchem Al-
ter man Millionen verdienen
darf. (Antwort: Handlungsfähig
sind alle 18-Jährigen, allerdings
gibt es junge Sportler, die bereits
Millionen verdienen.) Oder:
War es eine gute Idee der bei-
den, sich mit den Gewinnen Lu-
xusautos zu gönnen? (Antwort:
Eher nicht, da die Menschen

hierzulande empfindlich auf
Zurschaustellung von Luxus re-
agieren.)

Die Nationalbank finanziert
solche Unterrichtsmaterialien
mit 700 000 Franken pro Jahr.
Für das Programm sind 3,3 Voll-
zeitstellen budgetiert. «Die
aktuellen Fallstudien tragen
dazu bei, das Interesse der Ler-
nenden an wirtschaftspoliti-
schen Diskussionen und den
entsprechenden politischen
Entscheidungenzuwecken»,er-
klärt SNB-Sprecher Fabio Son-
derer auf Anfrage. «Die gängi-
gen Argumente und Positionen
sollen besser verstanden und
eingeordnet werden können.»

Gerade bei der delikaten Fra-
ge, ob sich die beiden Jungunter-
nehmer mit Wucherpreisen be-
reichert hatten, birgt das SNB-
Lehrmittel einen gewissen
Zündstoff. Denn die entspre-
chende Untersuchung der Zür-
cher Staatsanwaltschaft ist noch

nicht abgeschlossen – und die
Geschäftsprüfungskommission
(GPK) des Nationalrats rügte
vor einigen Wochen das zustän-
dige Verteidigungsdepartement
scharf, weil die bisherigen Preis-
prüfungen ungenügend gewesen
seien und allgemein zu wenig
Transparenz herrsche. Im SNB-
Lehrmittel lautet die richtige Lö-
sung dennoch: «Insgesamt liegt
wohl keine Übervorteilung laut
OR vor. Die bezahlten Preise la-
gen in keinem Fall ausserhalb
der Weltmarktpreise und inner-
halb des vom Bund selbst defi-
nierten Preisrahmens.»

Auch eine individuelle Not-
lage, wie sie der Wucher nach
OR verlangt, habe nicht vorge-
legen, da global Knappheit und
damit weltweit eine Notlage ge-
herrscht habe. Auch eine Aus-
nützung von Unerfahrenheit
und Leichtsinn – ein weiteres
Merkmal von Wucher nach
Obligationenrecht – sei bei einer

Institution wie der Armee-
apotheke nicht zu finden.

Fallstudiezurmoralischen
Vorverurteilung
Entwickelt im Auftrag der SNB
hat das Fallbeispiel der Ökonom
Peter Eisenhut. «Man könnte
auch zum Schluss kommen, dass
die Jungunternehmer mitgehol-
fen haben, dass die Notlage, die
durch ein riesiges Staatsversagen
entstanden war, schnell gelindert
werden konnte», schreibt er im
Lösungsschlüssel. Diese Schluss-
folgerungen teilen längst nicht
alle. Juristen nennen etwa als
Gegenargument, dass das Bun-
desgericht bei Preisexzessen im
Wohnungsmarkt bereits einmal
übersetzte Preise von 20 bis
35 Prozent als Wucher beurteilte.

Auf Anfrage erklärt Eisen-
hut, dass die Preisbildung auf
den Märkten nur innerhalb der
gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen erfolgen könne. In diesem

Fallbeispiel sei es um die Be-
urteilung von Wucherpreisen
gegangen. «Das Fazit dabei ist,
dass – in Anbetracht des dama-
ligen Wissensstandes – wohl kei-
ne Übervorteilung vorliegt.» Es
sei aber klar, dass es umfassen-
de Untersuchungen brauche,
um diese Frage juristisch einge-
hend zu klären.

Eisenhut hat das Thema
«Maskenmillionäre» aufgegrif-
fen, weil es für ihn aufzeigt, wie
rasch moralische Verurteilun-
gen gefällt werden. Mit diesem
Fall sollen die Lernenden erken-
nen, dass solche «gesinnungs-
ethischen» Urteile im Konflikt
mit einer «verantwortungsethi-
schen» Sichtweise stehen kön-
nen. Das heisst, dass auch die
Folgen zu bedenken seien, wenn
die beiden Unternehmer – etwa
infolge eines staatlich festge-
setzten Höchstpreises – die
Masken nicht geliefert hätten.
«Zwischen zu hohen Beschaf-
fungskosten und der Gesund-
heitsvorsorge besteht eben
auch eine ethisch-moralische
Abwägung.»

Tatsächlich ist die Beurtei-
lung, ob Wucher vorliegt oder
nicht, eine komplexe Angele-
genheit – die Zürcher Staatsan-
waltschaft ermittelt bereits seit
Anfang 2021. Ob sie Anklage
erhebt, ist offen. Der Bundesrat
und die GPK des Nationalrats
wollen keine eigene Untersu-
chung zu den Preisen durchfüh-
ren – sie gehen davon aus, dass
der Wuchervorwurf von den Ge-
richten geklärt wird.

Die Nationalbank wiederum
hat mit dem Lösungsvorschlag
von Peter Eisenhut kein Pro-
blem. «Die Fallstudie steht im
Einklang mit den Leitlinien so-
wie dem Qualitätsverständnis
von Iconomix», sagt Sprecher
Sonderer. In den besagten Leit-
linien heisst es, jedes Modul
werde «im Zuge seiner Entwick-
lung oder der kontinuierlichen
Weiterentwicklung evaluiert».

Die Maske: Gesundheitsschutz, Ärgernis und nun auch noch Schulstoff. Bild: Alexandra Koch/Pixabay




